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In der von Herwig Wolfram heraus-
gegebenen "Österreich ischen Ge-
schichte in 10 Bänden" des Verlags
Garl Ueberreuter erschien nach Ernst
Hanischs "Der lange Schatten des
Staates" und Roman Sandgrubers
"Ökonomie und Politik" nun der dritte
jener Bände, die sich mit der neueren
Geschichte Österreichs beschäftigen.

Die Jahresangaben im Titel des Bu-
ches täuschen freilich: Es entsteht der
Eindruck, die Darstellung setze mit
dem Beginn des 'Kaisertums Öster-
reich' ein; dies ist aber nicht der Fall.
Der gesamte erste Abschnitt des Ban-
des und Teile des zweiten sind der Pe-
riode von 1790 bis 1815 gewidmet, ins-
besondere natürlich den außenpoliti-
schen und militärischen Entwicklungen
im Gefolge der Französischen Revolu-
tion, aber auch der nachjosephinischen
Staatskrise im Inneren und den Re-
formansätzen zu Beginn des 19. Jahr-
hunderts.

Die Darstellung schließt nicht mit
dem Ende der Monarchie im Herbst
1918, sondern bereits im Sommer
1914. Dies bedeutet allerdings, daß das
zehnbändige Großprojekt keine umfas-
sende Darstellung der Geschichte
Österreichs im Ersten Weltkrieg ent-
hält! (Dem ob dieser gravierenden und
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unverständlichen Auslassung verwun-
derten Leser möge der Hinweis auf M.
Rauchensteiners exzellente Monogra-
phie 'Der Tod des Doppeladlers' dien-
lich sein. Eine Rezension derselben er-
schien in WuG 20/2 (1994) 322-325.)

Im 'Die Ära Metternich' betitelten Ab-
schnitt ist für den vor allem wirtschafts-
historisch orientierten Leser insbeson-
dere das vierte Kapitel 'Industrielle Re-
volution und bürgerliche Gesellschaft'
von Interesse. Zur nach wie vor umstrit-
tenen Frage, wann in der Habsburger-
monarchie der Übergang zu einem ste-
tigen und selbsttragenden Wirtschafts-
wachstum stattgefunden habe, hält
Rumpier fest: "Neuerdings hat sich die
These durchgesetzt, daß der wirtschaft-
liche Umbruch in den ersten Jahrzehn-
ten des 19. Jahrhunderts anzusetzen
seL" (S.215)

Die bahnbrechenden quantitativen
Studien über das Wirtschaftswachstum
in der Monarchie im vorigen Jahrhun-
dert stammen von den US-amerikani-
sehen Wirtschaftshistorikern D. Good
und J. Komios. Beide vertreten die An-
sicht, daß die Industrielle Revolution in
Österreich in der zweiten Hälfte des 18.
Jahrhunderts einsetzte. Komlos (1)
stellt dabei das Bevölkerungswachstum
als den entscheidenden auslösenden
Faktor heraus. Die politische Antwort
auf den wachsenden Bevölkerungs-
druck habe in den bekannten institutio-
nellen Reformen Maria Theresias und
Josephs 11. bestanden, welche Hinder-
nisse für das Wachstum der Sachgüter-
produktion beseitigten. Die mit den zu-
sätzlichen Exporterlösen finanzierten
Importe von Nahrungsmitteln hätten
den Ausweg aus der Malthusianischen
Falle gewiesen.

Der kriegsbedingte Staatsbankrott
des Jahres 1811 und die schwere Nach-
kriegsrezession 1815-17 unterbrachen
die wirtschaftliche Expansion jeweils
nur kurzfristig. Die Reformen in den
beiden ersten Jahrzehnten des 19.
Jahrhunderts (ABGB, Schulreform, 'In-

421



Wirtschaft und Gesellschaft

dustrialfreiheit' , Nationalbank, Wäh-
rungssanierung) schufen die Grundla-
gen für den späteren ökonomischen
Durchbruch.

Gemäß Komlos setzte modernes
Wirtschaftswachstum in Österreich
zwischen 1825 und 1830 ein. In dieser
Phase begann sich das Wachstum des
industriellen Outputs zu beschleunigen,
aber die vorliegenden Belege bieten
keine Unterstützung für Gerschenkrons
These eines 'great spurt' (2) oder
Rostows 'take-off'. Die Prosperitätsepo-
che währte bis zu der von Mißernten in
den Jahren 1846/47 eingeleiteten Krise
fort. Zumindest in Niederösterreich und
Böhmen war in den vierziger Jahren
bereits ein hoher Stand an Industriali-
sierung erreicht. Kapitel über die Textil-
industrie, die Eisenverarbeitung und die
Luxusgüterproduktion veranschauli-
chen den Entwicklungsstand.

In den achtziger Jahren gab es eine
Kontroverse zwischen zwei Wirt-
schaftshistorikern, die quantitative Me-
thoden in den Vordergrund stellen,
nämlich J. Komlos und D. Good, einer-
seits sowie einem Vertreter der älteren,
stärker institutionell orientierten Gene-
ration österreichischer Wirtschaftshi-
storiker, E. März, andererseits über die
Bedeutung der Reformen im Zuge bzw.
im Gefolge der Revolution von 1848/49
für die langfristige Wirtschaftsentwick-
lung Österreichs: die bäuerliche Grund-
entlastung 1849, die Beseitigung der
Zollinie zwischen Österreich und Un-
garn 1851, den (freihändlerischen) Au-
ßenzolltarif von 1852 und den preu-
ßisch-österreichischen Zollvertrag von
1853.

Leider schenkt Rumpier dieser inter-
essanten Auseinandersetzung keine
Aufmerksamkeit. Sein Resümee über
die Bodenreform, einen der bedeutend-
sten Aspekte der neoabsolutistischen
'Revolution von oben', lautet: "Die
Durchführung der bäuerlichen Grund-
entlastung und der Entschädigung der
Grundbesitzer war nicht nur ein wichti-
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ger Beitrag zur Sicherung des sozialen
und politischen Friedens. Die neuen Ei-
gentumsverhältnisse mit ihren Auswir-
kungen auf den Kapitalmarkt und die
demographische Entwicklung eröffne-
ten auch der Wirtschaftspolitik neue
Wege." (S. 347)

Komlos (3) war der erste Historiker,
der - auf der Grundlage seiner ökono-
metrischen Schätzungen - den hohen
Stellenwert, den die österreichische
Geschichtsschreibung den Reformen
der Jahrhundertmitte in bezug auf den
Übergang zu modernem Wirtschafts-
wachstum beimaß, in Zweifel zog. Sei-
ner Meinung nach hätte die Beseitigung
der Zwischenzollinie nur geringe Aus-
wirkungen auf das Wachstum der öster-
reichischen Industrie gehabt, da die
Hemmnisse für den Warenhandel be-
reits vor der Schaffung der Zollunion
ziemlich niedrig gewesen wären.

Und auch die bäuerliche Grundentla-
stung hält Komlos nicht für einen Wen-
depunkt in der Wirtschaftsentwicklung,
hätten doch die Reformen in der zwei-
ten Hälfte des 18. Jahrhunderts bereits
eine wesentliche Verringerung der feu-
dalen Belastungen bewirkt.

Good (4) vertritt im wesentlichen
Komios' Standpunkt, konzediert aber,
daß die obengenannten Reformen für
die Fortdauer des modernen Wirt-
schaftswachstums in Österreich not-
wendig gewesen sein könnten. Vermut-
lich habe die Bodenreform die Produk-
tivität sowohl der gesamten in der
Landwirtschaft eingesetzten Arbeit
(nicht nur der früheren Robot-Arbeit)
als auch des entsprechenden Kapitals
angehoben.

März kritisierte in einem in dieser
Zeitschrift erschienenen Aufsatz (5) die
Unterschätzung institutioneller Fakto-
ren durch die amerikanischen Cliome-
triker Komlos und Good. Die kurzfristi-
gen Effekte der Aufhebung der Zollinie
wären aufgrund der Mängel des Trans-
port- und Bankensystems zwangsläufig
eher gering gewesen; die Beseitigung
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dieser Hindernisse für die Ausweitung
des Handelsvolumens zwischen Öster-
reich und Ungarn wäre erst in den fünf-
ziger und sechziger Jahren erfolgt.

In bezug auf die Wirtschaftsentwick-
lung in der Vormärz-Periode warf März
den beiden genannten Autoren eine
Überschätzung des Wachstums vor,
die daraus resultiert habe, daß die im
Niedergang befindliche Leinenindu-
strie, welche noch in den zwanziger
Jahren den größten Industriezweig dar-
gestellt hatte, in den Berechnungen
vernachlässigt worden wäre.

Ein nachhaltiger Aufschwung der
österreichischen Wirtschaft wurde in
den zwei Jahrzehnten nach der Revolu-
tion zweimal durch Kriege verhindert.
Erst nach der Bewältigung der Staats-
krise von 1866 begann die oft beschwo-
rene 'erste Gründerzeit'. "Die Konsoli-
dierung des Jahres 1867 befreite die
Wirtschaft des Habsburgerstaates zum
ersten Mal von der Last, die Kosten der
Großmachtpolitik eines alteuropäi-
schen Feudalstaates bezahlen zu müs-
sen. Der politische Neuanfang ermög-
lichte es, den 1849/50 begonnenen
Konjunkturaufschwung in einen langfri-
stigen Wachstumsprozeß zu retten."
(S. 456) Es begannen die 'sieben fetten
Jahre' (1867-73).

Auch über das Ausmaß und die Dau-
er des wirtschaftlichen Einbruchs im
Gefolge des Börsenkrachs von 1873
besteht nach wie vor eine Kontroverse.
Ausgehend von Überlegungen Schum-
peters und Kondratieffs interpretierten
sowohl H. Matis (6) als auch E. März (7)
die österreich ische Wirtschaftsentwick-
lung zwischen 1848 und 1913 als lang-
fristige Wellenbewegung mit Wende-
punkten in den Jahren 1873 und 1896.
Die Phase von 1873 bis 1896, die 'Gro-
ße Depression', sei durch Deflation und
geringes Wirtschaftswachstum geprägt
gewesen. Komlos sieht den Vertrauens-
verlust der österreichischen Unterneh-
mer nach dem Börsenkrach als Ursa-
che für die Krise der siebziger Jahre an;
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diese hätten ihr Kapital aus dem öster-
reichischen Industriesektor abgezogen
und in ungarische Staatspapiere inve-
stiert, was die Wachstumsschwäche
der österreichischen Industrie bis in die
frühen neunziger Jahre erkläre.

D. Good hingegen argumentiert, daß
sich der Wachstumspfad der österrei-
chischen Wirtschaft zwischen 1873 und
1896 nicht grundlegend von jenem der
folgenden Phase unterschieden habe,
wobei die eigenen Forschungsergeb-
nisse und die Outputschätzungen von
N. Gross (8) sowie von R. Rudolph (9)
als Grundlage dienen. Das Jahr 1896
habe zwar den Übergang von der De-
flations- zur Inflationsperiode gebracht,
aber keinen Bruch im langfristigen
Wachstumsprozeß markiert. Komios'
These vom Kapitalfluß nach Ungarn als
Ursache einer Wachstumsschwäche in
Österreich weist Good zurück und sieht
ersteren als einen der in Europa zahl-
reichen Belege für die Neigung von In-
vestoren aus fortgeschritteneren Län-
dern an, ihr Kapital in weniger entwik-
kelten Regionen anzulegen. Jedenfalls
sei dieser Kapitalabfluß durchaus kon-
sistent mit der Fortsetzung raschen
Wachstums in Österreich gewesen.

Die jüngsten Ergebnisse der For-
schungen von M. St. Schulze (10) un-
terstützen in dieser Auseinanderset-
zung eher die Ansicht Komios' . Schul-
zes Schätzungen des Outputs der
österreich ischen Maschinenindustrie
zeigen, daß die Produktion der Kapital-
güterbranche nach 1873 stark zurück-
ging und lange Zeit auf niedrigem Ni-
veau verharrte. Erst gegen Ende der
achtziger Jahre wurde das Produktions-
ergebnis von 1872 überschritten.
Schulze interpretiert diese nachhaltige
Wachstumsschwäche der Maschinen-
industrie als Konsequenz der geringen
Investitionsneigung österreichischer
Unternehmer in den siebziger und acht-
ziger Jahren, welche mit dem Kapital-
abfluß nach Ungarn in kausalem Zu-
sammenhang gestanden habe.
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Rumpier selbst, der Schulzes Ergeb-
nisse nicht mehr berücksichtigen konn-
te, neigt eher der Good'schen Einschät-
zung zu: "Die Aufstiegsperiode nach
1867 erfuhr zwar mit dem Konjunktur-
abschwung der 'Großen Depression'
von 1873 bis 1896 eine spektakuläre
Unterbrechung, aber es handelte sich
dabei um keine wirkliche Trendumkehr.
... Es stellt sich sogar die Frage, ob für
Österreich-Ungarn überhaupt von einer
Wachstumskrise gesprochen werden
kann." (S. 456)

Die günstige politische Entwicklung,
der gute Zustand der Staatsfinanzen
und der Wille des Staates, selbst zur
Ankurbelung der Wirtschaft beizutra-
gen, hätten bereits Ende der siebziger
Jahre die Wende herbeigeführt. "Der
Staat war also fähig und bereit, Ord-
nung in die von einem mißbrauchten
und mißverstandenen Liberalismus
zerstörte Wirtschaft zu bringen." (S.
466) Selbst innerhalb der liberalen Be-
wegung setzte sich der interventionisti-
sche Flügel durch; das Ergebnis waren
große öffentliche Bauaufträge, wie jene
zur Donauregulierung und zur Errich-
tung der Wiener Hochquellenwasserlei-
tung.

Die tiefgreifendsten und nachhaltig-
sten Folgen des Börsenkrachs von
1873 sieht Rumpier im politischen Be-
reich. "Die eigentliche Katastrophe von
1873 war eine ideologische. Der wirt-
schaftliche Mißerfolg wurde aufgrund
der exponierten Stellung liberaler Poli-
tiker, Wissenschafter, Intellektueller
und Journalisten im Wirtschaftsleben
dem politischen System angelastet. Die
Folge war eine Diskriminierung des po-
litischen Liberalismus." (S. 465) Letzte-
rer verlor für die Masse der Bevölke-
rung seine Glaubwürdigkeit, und die
wirtschaftlichen Verlierer formierten
sich gegen seine Verfechter. Diese
Schwäche des politischen Liberalismus
ist noch heute in der politischen Sphä-
re der Zweiten Republik zu spüren,
selbst in der sog. Tagespolitik.
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In den beiden letzten Jahrzehnten
vor dem Ersten Weltkrieg nahm die
österreichische Wirtschaft einen impo-
santen Aufschwung, der das Ausmaß
einer 'Zweiten Gründerzeit' erreichte.
Rumpier zitiert diesbezüglich Matis, der
die Phase 1896-1913 zu den "erfolg-
reichsten in der österreichischen Wirt-
schaftsgeschichte" (S. 472) rechnet.

Sie war gekennzeichnet durch we-
sentliche institutionelle und organisato-
rische Änderungen: den Konzentrati-
onsprozeß in der Industrie, zunehmen-
den Einfluß des Bankensektors auf die
Industrie, die Bildung von Kartellen und
- damit zusammenhängend - den Über-
gang zum Protektionismus.

Mittels Gründungen neuer Unterneh-
mungen und der Forcierung der Um-
wandlung bestehender Privatfirmen zu
Aktiengesellschaften sicherten sich die
Großbanken industrielle Macht- und
Einflußsphären. Die Bildung von Kar-
tellen unter der Führung der nach Si-
cherheit und Konkurrenzeliminierung
strebenden Banken und die Fusionen
großindustrieller Unternehmungen, ins-
besondere in der Schwerindustrie, der
Maschinen- und der Elektroindustrie,
ließen den Grad industrieller Konzen-
tration rasch voranschreiten. Auf diese
Weise entstanden gleichzeitig auf wei-
ten Gebieten der Volkswirtschaft enge
Interessengemeinschaften zwischen
den Banken, die in dieser Periode einen
dominierenden Einfluß auf das gesam-
te Wirtschaftsleben der Monarchie aus-
übten.

Die Durchsetzung von technischen
Neuerungen und organisatorischen In-
novationen brachte ein beträchtliches
Produktivitätswachstum mit sich. Die
stärksten wirtschaftlichen Impulse gin-
gen aus vom Aufbau neuer Industrien,
wie der Elektro-, der Automobil-, der
chemischen (Petrochemie, Kunstdün-
gererzeugung etc.) und verschiedenen
Sparten der metallverarbeitenden Indu-
strie (Produktion von Fahrrädern, gezo-
genen Röhren usw.), von der Bautätig-
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keit in den Städten, insbesondere in
Wien ('Spätgründerzeif), den Investi-
tionen in das Eisenbahnwesen (Ausbau
der Lokal- und der Alpenbahnen) sowie
von den stark gesteigerten Ansprüchen
der Heeresverwaltung.

Rumpier widmet im Rahmen des Ka-
pitels "Die österreichische Version des
Kapitalismus" den Eisenbahnen, dem
Bergbau, der Maschinenindustrie und
der Landwirtschaft jeweils ein eigenes
Unterkapitel, wobei es sich allerdings in
allen Fällen um Überblicke handelt,
welche den gesamten Zeitraum von
1867 bis 1914 umfassen. Im letzten
Abschnitt des Buches, der sich mit den
Jahren 1903 bis 1914 befaßt ("Der Weg
in den Untergang"), wird die besonders
dynamische Wirtschaftsentwicklung
(langer konjunktureller Aufschwung
1905-10) leider nicht mehr eigens the-
matisiert.

Zusammenfassend läßt sich feststel-
len, daß sich der Abstand der österrei-
chischen Volkswirtschaft gegenüber
den führenden europäischen Industrie-
ländern in den beiden letzten Friedens-
dekaden deutlich verringerte.

Im Mittelpunkt jener beiden Abschnit-
te des vorliegenden Bandes, die den
Zeitraum vom 'Ausgleich' des Jahres
1867 bis zum Ausbruch des Ersten
Weltkriegs behandeln, steht selbstver-
ständlich das Nationalitätenproblem,
welches in zunehmendem Maße so-
wohl die Innen- als auch die Außenpo-
litik dominierte. Nach dem Erlaß der
Badenischen Sprachenverordnung von
1897 spitzten sich die Auseinanderset-
zungen zwischen den Nationalitäten
sowohl auf cisleithanischer Ebene als
auch in den einzelnen Kronländern zu,
Obstruktion legte den Reichsrat lahm.
Die Regierungen agierten meist mittels
Notverordnungen auf der Grundlage
des berüchtigten Paragraphen 14, der
ein Regieren ohne Parlamentsbe-
schlüsse ermöglichte.

Nachdem auch Ministerpräsident Ko-
erber, dessen Initiativen noch einmal

Wirtschaft und Gesellschaft

Optimismus hervorgerufen hatten, ge-
scheitert war, herrschte auch in Regie-
rungskreisen "die Überzeugung, daß
der bürgerliche und adelige Nationalis-
mus den letzten Rest an entwicklungs-
fähiger Substanz verloren hatte."
(S.551) In dieser Situation gab die rus-
sische Revolution von 1905 einen An-
stoß von außen: Die Regierung gab
dem Druck der Sozialdemokraten
nach, denn sie hoffte, mittels der Wahl-
rechtsreform (allgemeines Männer-
wahlrecht) ein arbeitsfähiges Parla-
ment zu erhalten. Durch die Reichsrats-
wahlen von 1907 wurden die Christlich-
sozialen und ihre katholischen Verbün-
deten zur stärksten Parlamentsfraktion.
Der sprunghafte Zuwachs für die Sozi-
aldemokraten (stärkste Partei) blieb
aufgrund ihrer nationalen Zersplitterung
wirkungslos.

In der Folge zeigte sich rasch, daß
auch die Parlamentsreform das Natio-
nalitätenproblem nicht zu lösen, ja nicht
einmal zu entschärfen vermochte. In
den Landtagen blieben die bürgerlichen
Nationalisten dank des Kurienwahl-
rechts weiterhin an der Macht. Die zen-
trale Bürokratie war nicht mehr jene
Säule, die dem gefährdeten Staat als
Stütze dienen konnte. Und auch die Ari-
stokraten waren keine staatstragende
Elite mehr.

Der Staat, von dem viele die Lösung
des Nationalitätenproblems erwarteten,
war dazu nicht fähig. Er stand in dieser
akuten Krise nicht über den Konfliktpar-
teien, sondern bildete eine der Arenen
der Auseinandersetzungen zwischen
den Nationalitäten und stellte gleichzei-
tig eines der wichtigsten Kampfobjekte
in diesen Konflikten dar: Die Nationali-
sten suchten Teile des Staates zu er-
obern und zu dominieren, um auf diese
Weise ihre Ziele realisieren zu können.

Längst ging es den Nationalisten
"nicht mehr um die Sicherung nationa-
ler Rechte und die Abwehr nationaler
Unterdrückung, sondern um die Siche-
rung eines extensiv definierten 'natio-
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nalen Besitzstandes', um Assimilation
und um die Festschreibung der Sprach-
grenzen, um damit die nationalen An-
sprüche begründen zu können." (S.555)
Sowohl die großen als auch die kleine-
ren Nationalitäten leisteten Beiträge zur
Eskalation des Nationalitätenstreites.

In diesem Kontext steht die schwierig
zu beantwortende Frage im Raum, wei-
che kausalen Zusammenhänge zwi-
schen der wirtschaftlichen Entwicklung
und der Zuspitzung der politischen Kri-
se bestanden hätten.

Wie bereits oben festgehalten, ver-
ringerte sich in den letzten Jahrzehnten
vor dem Ersten Weltkrieg die Differenz
im Pro-Kopf-Einkommen zwischen den
führenden westeuropäischen Industrie-
staaten einerseits und den Regionen
der österreich ischen Reichshälfte an-
dererseits (11). Von einem wirtschaftli-
chen Versagen der Monarchie in der
betreffenden Periode kann somit keine
Rede sein.

D. Good zieht am Ende seiner Mono-
graphie aus dem Jahre 1984, welche
bis heute das Standardwerk zur neue-
ren österreichischen Wirtschaftsge-
schichte darstellt, die Schlußfolgerung,
daß es jedenfalls nicht ein Mangel an
ökonomischer Dynamik gewesen wäre,
welcher die politischen Probleme eska-
lieren ließ. Im Gegenteil, die politische
Krise könnte ein Resultat des wirt-
schaftlichen Erfolgs gewesen sein. Ge-
mäß dieser These sei die Anpassung
der politischen Institutionen, welche
das nachhaltige Wirtschaftswachstum,
der damit einhergehende Strukturwan-
dei und die sozialen Auswirkungen not-
wendig gemacht hätten, unterblieben.
Für Diskussionsstoff ist gesorgt...

Rumpier gelang es, einen Mittelweg
zwischen struktureller und erzählender
Geschichtsschreibung zu finden. Trotz
der Behandlung vieler Einzelheiten
wird der rote Faden der großen The-
men nie verloren. Und die Darstellung
bleibt auch dort gut lesbar, wo es um
die komplexen Zusammenhänge zwi-
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schen Politik, Wirtschaft, Gesellschaft
und Kultur geht.

Michael Mesch
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